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VERORDNUNG (EU) 2017/1770 DES RATES
vom 28. September 2017

iiber restriktive Maflnahmen angesichts der Lage in Mali

Artikel 1

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a)

b)

d)

e)

»Anspruch® jede vor oder nach Inkrafttreten dieser Verordnung er-
hobene Forderung, die mit der Durchfiihrung eines Vertrags oder
einer Transaktion im Zusammenhang steht, unabhéngig davon, ob
sie gerichtlich geltend gemacht wird oder wurde, und umfasst ins-
besondere

i) Anspriiche auf Erfiillung einer Verpflichtung aus oder in Ver-
bindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,

ii) Anspriiche auf Verldngerung oder Zahlung einer finanziellen
Garantie oder Gegengarantie in jeder Form,

iii) Anspriiche auf Schadensersatz in Verbindung mit einem Vertrag
oder einer Transaktion,

iv) Gegenanspriiche,

v) Anspriiche auf Anerkennung oder Vollstreckung — auch im
Wege der Zwangsvollstreckung — von Gerichtsurteilen,
Schiedsspriichen oder gleichwertigen Entscheidungen, ungeachtet
des Ortes, an dem sie ergangen sind;

»Vertrag oder Transaktion” jede Transaktion, ungeachtet der Form
und des anwendbaren Rechts, bei der dieselben oder verschiedene
Parteien einen oder mehrere Vertrdge abschlieBen oder vergleichbare
Verpflichtungen eingehen; als ,,Vertrag® gelten auch alle Garantien,
insbesondere finanzielle Garantien und Gegengarantien sowie Kredi-
te, rechtlich unabhéngig oder nicht, ebenso alle Nebenvereinbarun-
gen, die auf einem solchen Geschift beruhen oder mit diesem im
Zusammenhang stehen;

»zustindige Behorden® die auf den in Anhang II aufgefiihrten Inter-
netseiten angegebenen zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten;

»wirtschaftliche Ressourcen* Vermogenswerte jeder Art, unabhingig
davon, ob sie materiell oder immateriell, beweglich oder unbeweg-
lich sind, bei denen es sich nicht um Gelder handelt, die aber fiir den
Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleistungen verwendet wer-
den koénnen;

»Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen* die Verhinderung der
Verwendung von wirtschaftlichen Ressourcen fiir den Erwerb von
Geldern, Waren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das
Vermieten oder das Verpfanden dieser Ressourcen einschlie3t, sich
aber nicht darauf beschrinkt;
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f) ,Einfrieren von Geldern“ die Verhinderung jeglicher Form der Be-
wegung, des Transfers, der Verdnderung und der Verwendung von
Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder ihres Einsatzes, wodurch
das Volumen, die Hohe, die Belegenheit, das Eigentum, der Besitz,
die Eigenschaften oder die Zweckbestimmung der Gelder verdndert
oder sonstige Verdnderungen bewirkt werden, die eine Nutzung der
Gelder ermdglichen, einschlieBlich der Vermdgensverwaltung;

g) ,,Gelder” finanzielle Vermogenswerte und Vorteile jeder Art, die
Folgendes einschlieBen, aber nicht darauf beschrinkt sind:

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungsanwei-
sungen und andere Zahlungsmittel,

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtungen, Gut-
haben auf Konten, Zahlungsanspriiche und verbriefte Forderun-
gen,

iii) Offentlich und privat gehandelte Wertpapiere und Schuldtitel
einschlieBlich Aktien und Anteilen, Wertpapierzertifikate, Ob-
ligationen, Schuldscheine, Optionsscheine, Pfandbriefe und De-
rivate,

iv) Zinsertrdge, Dividenden und andere Einkiinfte oder Wert-
zuwichse aus Vermdgenswerten;

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Biirgschaften, Vertragserfiil-
lungsgarantien und andere finanzielle Anspriiche;

vi) Akkreditive, Konnossemente, Ubereignungsurkunden und

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsvermdgen
oder anderen Finanzressourcen;

h) ,,Sanktionsausschuss®“ den Ausschuss des Sicherheitsrates, der mit
Ziffer 9 der Resolution 2374 (2017) des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen eingesetzt wurde;

i) ,,Gebiet der Union“ die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in denen
der Vertrag Anwendung findet, nach Ma3gabe der im Vertrag fest-
gelegten Bedingungen, einschlie8lich ihres Luftraums.

Artikel 2

(1)  Samtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum
oder Besitz der in Anhang I aufgefiihrten natiirlichen und juristischen
Personen, Einrichtungen und Organisationen sind oder von diesen ge-
halten oder direkt oder indirekt kontrolliert werden, werden eingefroren.

(2) Den in Anhang I aufgefiihrten natiirlichen und juristischen Per-
sonen, Einrichtungen und Organisationen diirfen weder unmittelbar noch
mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfiigung gestellt
werden oder zugutekommen.
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(3)  Anhang I enthélt die natiirlichen und juristischen Personen, Ein-
richtungen und Organisationen sowie die Personen und Einrichtungen,
die in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung handeln, und die in ihrem
Eigentum und unter ihrer Kontrolle befindlichen Einrichtungen, die nach
Angaben des Sicherheitsrats oder des Sanktionsausschusses

a) an Feindseligkeiten beteiligt sind, die gegen das Abkommen fiir
Frieden und Aussohnung in Mali (im Folgenden ,,Abkommen®) ver-
stofen;

b) MaBinahmen ergreifen, die die Durchfithrung des Abkommens behin-
dern, durch langwierige Verzdgerungen behindern oder gefahrden;

c) fir die unter den Buchstaben a und b genannten Personen und
Einrichtungen, in deren Namen oder auf deren Anweisung handeln
oder diese anderweitig unterstiitzen oder finanzieren, unter anderem
durch Ertrdge aus der organisierten Kriminalitit, darunter aus der
unerlaubten Gewinnung von Suchtstoffen und ihren Ausgangsstoffen
und dem unerlaubten Verkehr mit solchen Stoffen aus und iiber
Mali, dem Menschenhandel, der Schleusung von Migranten, dem
Waffenschmuggel und dem unerlaubten Waffenhandel sowie dem
illegalen Handel mit Kulturgut;

d) beteiligt sind an der Planung, Steuerung, Férderung oder Durchfiih-
rung von Angriffen auf:

i) die verschiedenen in dem Abkommen genannten Einrichtungen,
einschlieBlich lokaler, regionaler und staatlicher Institutionen,
gemeinsamer Patrouillen und der malischen Sicherheits- und
Verteidigungskrifte,

ii) Friedenssicherungskrifte der Mehrdimensionalen integrierten
Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in
Mali (MINUSMA) und anderes Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetes Personal, einschlieflich Mitgliedern der Sach-
verstdndigengruppe,

iii) die internationalen Sicherheitsprdsenzen, einschlieflich der Ge-
meinsamen Truppe der G5 Sahel (FC-G5S), der Missionen der
Europdischen Union und der franzdsischen Truppen;

e) die Bereitstellung humanitirer Hilfe fiir Mali oder den Zugang zu
humanitérer Hilfe oder die Verteilung humanitirer Hilfsgiiter in Mali
behindern;

f) an der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in Mali
beteiligt sind, die gegen die internationalen Menschenrechtsnormen
bzw. das humanitire Volkerrecht verstoen oder die Menschen-
rechtsiibergriffe oder -verletzungen darstellen, namentlich gezielte
Angriffe auf Zivilpersonen, insbesondere Frauen und Kinder, durch
die Begehung von Gewalthandlungen (darunter T6étung, Verstiimme-
lung, Folter oder Vergewaltigung oder andere sexuelle Gewalt), Ent-
fiihrungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf
Schulen, Krankenhduser, religiose Stétten oder Orte, an denen Zivil-
personen Zuflucht suchen;

g) Kinder durch bewaffnete Gruppen oder bewaffnete Krifte unter Ver-
stol gegen das anwendbare Volkerrecht im Zusammenhang mit dem
bewaftneten Konflikt in Mali einsetzen oder einziehen lassen

h) einer gelisteten Person unter Verstol gegen das Reiseverbot wissent-
lich die Reise erleichtern.
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(4)  Anhang I enthilt die Griinde fiir die Aufnahme der betreffenden
Personen, Einrichtungen und Organisationen in die Liste.

(5) Anhang I enthilt, soweit verfligbar, auch Angaben, die zur Iden-
tifizierung der betreffenden natiirlichen oder juristischen Personen, Ein-
richtungen und Organisationen erforderlich sind. Bei natiirlichen Per-
sonen konnen diese Angaben Namen einschlieBlich Aliasnamen, Ge-
burtsdatum und -ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personalaus-
weisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion
oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristischen Personen, Einrichtungen
und Organisationen kénnen diese Angaben Namen, Ort und Datum der
Registrierung, Registriernummer und Geschéftssitz umfassen.

Artikel 3

(1)  Abweichend von Artikel 2 konnen die zustindigen Behdrden der
Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt-
schaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder
wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedin-
gungen genehmigen, nachdem sie festgestellt haben, dass die Gelder
oder wirtschaftlichen Ressourcen

a) fir die Befriedigung der Grundbediirfnisse der in Anhang I auf-
geflihrten natiirlichen Personen und der unterhaltsberechtigten Fami-
lienangehoérigen solcher natiirlicher Personen, unter anderem fiir die
Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medika-
menten und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungspré-
mien und Gebiihren 6ffentlicher Versorgungseinrichtungen, erforder-
lich sind;

b) ausschlieSlich der Bezahlung angemessener Honorare oder der Er-
stattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Bereitstellung
juristischer Dienstleistungen dienen;

¢) ausschlieBlich der Bezahlung von Gebiihren oder Kosten fiir die
routineméfige Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener Gelder
oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen;

wenn die zustindige Behorde des betreffenden Mitgliedstaats dem Sank-
tionsausschuss diese Feststellung und ihre Absicht, die Genehmigung zu
erteilen, mitgeteilt hat und der Sanktionsausschuss innerhalb von fiinf
Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entscheidung getrof-
fen hat.

(2)  Abweichend von Artikel 2 konnen die zustdndigen Behorden der
Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt-
schaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder
wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedin-
gungen genehmigen, sofern sie festgestellt haben, dass die Gelder oder
wirtschaftlichen Ressourcen fiir auerordentliche Ausgaben bestimmt
sind, und die zustindige Behorde des betreffenden Mitgliedstaats dem
Sanktionsausschuss diese Feststellung mitgeteilt und der Sanktionsaus-
schuss diese Feststellung gebilligt hat.
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(3) Abweichend von Artikel 2 koénnen die zustdndigen Behorden der
Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt-
schaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder
wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedin-
gungen genehmigen, sofern der Sanktionsausschuss im Einzelfall fest-
gestellt hat, dass eine solche Ausnahme die Ziele des Friedens und der
nationalen Aussohnung in Mali und der Stabilitét in der Region fordern
wiirde.

(4) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission iiber jede nach diesem Artikel erteilte
Genehmigung.

Artikel 4

(1)  Abweichend von Artikel 2 konnen die zustdndigen Behorden der
Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt-
schaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzun-
gen erfiillt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer
Gerichts-, Verwaltungs- oder Schiedsentscheidung, die vor dem Da-
tum ergangen ist, an dem die in Artikel 2 genannte natiirliche oder
juristische Person, Einrichtung oder Organisation in Anhang I auf-
genommen wurde, oder sie sind Gegenstand eines Pfandrechts, das
vor diesem Datum von einem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder
einem Schiedsgericht festgestellt wurde;

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der
geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften {iber die Rechte
des Glaubigers ausschlieBlich fiir die Erfiillung der Forderungen ver-
wendet, die durch eine Entscheidung nach Buchstabe a gesichert
sind oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung bestitigt
worden ist;

c) die Entscheidung oder das Pfandrecht kommt nicht einer in Anhang I
aufgefiihrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder
Organisation zugute;

d) die Anerkennung der Entscheidung oder des Pfandrechts steht nicht
im Widerspruch zur 6ffentlichen Ordnung des betreffenden Mitglied-
staats und

e) der Mitgliedstaat hat die Entscheidung oder das Pfandrecht dem
Sanktionsausschuss mitgeteilt.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission iiber jede nach Absatz 1 erteilte Genehmi-

gung.

Artikel 5

(1)  Schuldet eine in Anhang I aufgefiihrte natiirliche oder juristische
Person, Einrichtung oder Organisation Zahlungen aufgrund von Vertra-
gen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die von der betreffenden
natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation
vor dem Tag geschlossen wurden bzw. entstanden sind, an dem diese
natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation in An-
hang I aufgenommen wurde, so koénnen die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 2 die Freigabe bestimmter ein-
gefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet
erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn die betreffende zustin-
dige Behorde festgestellt hat, dass

a) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen von einer in Anhang I
aufgefiihrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder
Organisation fiir eine Zahlung verwendet werden sollen
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b) die Zahlung nicht gegen Artikel 2 Absatz 2 verstoBt und

¢) der betreffende Mitgliedstaat dem Sanktionsausschuss seine Absicht
zur Erteilung der Genehmigung zehn Arbeitstage im Voraus mit-
geteilt hat.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission iiber jede nach Absatz 1 erteilte Genehmi-

gung.

Artikel 6

(1)  Artikel 2 Absatz 2 hindert Finanz- und Kreditinstitute nicht da-
ran, Gelder, die von Dritten auf das Konto einer in der Liste gefiihrten
natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation
iiberwiesen werden, auf den eingefrorenen Konten gutzuschreiben, so-
fern die auf diesen Konten gutgeschriebenen Betrdge ebenfalls einge-
froren werden. Die Finanz- und Kreditinstitute unterrichten unverziiglich
die zustindigen Behorden iiber diese Transaktionen.

(2)  Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht fiir eine auf eingefrorene Konten
erfolgte Gutschrift von

a) Zinsen und sonstigen Ertrdgen dieser Konten oder

b) Zahlungen aufgrund von Vertrdgen, Vereinbarungen oder Verpflich-
tungen, die vor dem Datum, an dem die in Artikel 2 genannte na-
tiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation in
Anhang I aufgenommen wurde, geschlossen wurden bzw. entstanden
sind,

sofern diese Zinsen, sonstigen Ertrdge und Zahlungen nach Artikel 2
eingefroren werden.

Artikel 7

(1)  Unbeschadet der geltenden Vorschriften liber die Anzeigepflicht,
die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind natiirliche und juris-
tische Personen, Einrichtungen und Organisationen verpflichtet,

a) Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung erleichtern,
wie etwa Informationen iiber die nach Artikel 2 eingefrorenen Kon-
ten und Betrige, unverziiglich der zustindigen Behorde des Mit-
gliedstaats, in dem sie ihren Wohnsitz bzw. Sitz haben, und — direkt
oder iiber den Mitgliedstaat — der Kommission zu iibermitteln und

b) mit der zustindigen Behorde bei der Uberpriifung dieser Informatio-
nen zusammenzuarbeiten.

(2)  Zusitzliche Informationen, die direkt bei der Kommission einge-
hen, werden den Mitgliedstaaten zur Verfiigung gestellt.

(3) Die nach diesem Artikel iibermittelten oder eingegangenen Infor-
mationen dirfen nur fiir die Zwecke verwendet werden, fiir die sie
iibermittelt oder entgegengenommen wurden.
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Artikel 8

Es ist verboten, wissentlich und vorsétzlich an Tétigkeiten teilzuneh-
men, mit denen die Umgehung der MaBnahmen nach Artikel 2 be-
zweckt oder bewirkt wird.

Artikel 9

(1)  Natiirliche und juristische Personen, Einrichtungen und Organisa-
tionen sowie ihre Fithrungskréfte und Beschiftigten, die im guten Glau-
ben, gemil dieser Verordnung zu handeln, Gelder oder wirtschaftliche
Ressourcen einfrieren oder die Zurverfiigungstellung von Geldern oder
wirtschaftlichen Ressourcen ablehnen, kdnnen hierfiir nicht haftbar ge-
macht werden, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass das Einfrieren
oder das Zuriickhalten der Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen
auf Fahrldssigkeit beruht.

(2)  Natiirliche oder juristische Personen, Einrichtungen oder Organi-
sationen konnen fiir ihre Handlungen nicht haftbar gemacht werden,
wenn sie nicht wussten und keinen verniinftigen Grund zu der Annahme
hatten, dass sie mit ithrem Handeln gegen die Maflnahmen nach dieser
Verordnung verstoB3en.

Artikel 10

(1)  Anspriiche im Zusammenhang mit Vertrigen und Transaktionen,
deren Erflillung bzw. Durchfiihrung von den mit dieser Verordnung
verhingten Mafinahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise
beriihrt wird, darunter Schadensersatzanspriiche und sonstige derartige
Anspriiche, wie etwa Entschddigungsanspriiche oder Garantieanspriiche,
vor allem Anspriiche auf Verldngerung oder Zahlung einer insbesondere
finanziellen Garantie oder Gegengarantie in jeglicher Form, werden
nicht erfiillt, sofern sie von einer der folgenden Personen, Organisatio-
nen oder Einrichtungen geltend gemacht werden:

a) den benannten, in Anhang I aufgefiihrten natiirlichen oder juristi-
schen Personen, Einrichtungen oder Organisationen,

b) sonstigen natiirlichen und juristischen Personen, Einrichtungen oder
Organisationen, die iiber eine der in Buchstabe a genannten Per-
sonen, FEinrichtungen oder Organisationen oder in deren Namen
handeln.

(2) In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs trigt die natiir-
liche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation, die den
Anspruch geltend macht, die Beweislast dafiir, dass die Erfiillung des
Anspruchs nicht nach Absatz 1 verboten ist.

(3) Dieser Artikel beriihrt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten
natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisatio-
nen auf gerichtliche Uberpriifung der RechtmiBigkeit der Nichterfiillung
vertraglicher Pflichten nach dieser Verordnung.

Artikel 11

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten informieren sich unter-
einander iiber die nach dieser Verordnung getroffenen Mafinahmen und
ibermitteln einander ihnen im Zusammenhang mit dieser Verordnung
vorliegende sonstige sachdienliche Informationen, insbesondere in Be-
zug auf

a) nach Artikel 2 eingefrorene Gelder und nach den Artikeln 3, 4 und 5
erteilte Genehmigungen,

b) Verstole, Vollzugsprobleme und Urteile nationaler Gerichte.
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(2) Die Mitgliedstaaten iibermitteln einander und der Kommission
unverziiglich ihnen vorliegende sonstige sachdienliche Informationen,
die die wirksame Anwendung dieser Verordnung beriihren kdnnten.

Artikel 12

(1)  Nimmt der Sicherheitsrat oder der Sanktionsausschuss eine natiir-
liche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation in die Liste
auf, so nimmt der Rat diese natiirliche oder juristische Person, Einrich-
tung oder Organisation in Anhang I auf.

(2) Der Rat setzt die in Absatz 1 genannten natiirlichen oder juristi-
schen Personen, Einrichtungen oder Organisationen entweder auf direk-
tem Weg, falls die Anschrift bekannt ist, oder durch Veroffentlichung
einer Bekanntmachung von seinem Beschluss und den Griinden fiir ihre
Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt dabei diesen natiirlichen
oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden erhebliche
neue Beweise vorgelegt, so iiberpriift der Rat seinen Beschluss und
unterrichtet die in Absatz 1 genannte natiirliche oder juristische Person,
Einrichtung oder Organisation.

(4)  BeschlieBen die Vereinten Nationen, eine natiirliche oder juristi-
sche Person, Einrichtung oder Organisation von der Liste zu streichen
oder die der Identifizierung dienenden Angaben zu einer in der Liste
aufgefiihrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Or-
ganisation zu dndern, so dndert der Anhang I entsprechend.

(5) Die Kommission wird ermichtigt, Anhang II auf der Grundlage
der von den Mitgliedstaaten iibermittelten Informationen zu &ndern.

Artikel 13

(1) Die Mitgliedstaaten legen fiir Verstofe gegen diese Verordnung
Sanktionen fest und treffen die zur Sicherstellung ihrer Anwendung
erforderlichen Maflnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirk-
sam, verhaltnisméBig und abschreckend sein.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die entsprechenden
Bestimmungen unverziiglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung mit
und melden ihr alle spiteren Anderungen.

Artikel 14

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die in dieser Verordnung genann-
ten zustdndigen Behorden und geben sie auf den Websites in Anhang 11
an. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Anderung der
Adressen ihrer Websites in Anhang II mit.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre zustidndigen Be-
horden, einschlieBlich der Kontaktdaten, unverziiglich nacl} Inkrafttreten
dieser Verordnung mit und informieren sie iiber spdtere Anderung.

(3) Soweit diese Verordnung eine Mitteilungs-, Informations- oder
sonstige Kommunikationspflicht gegeniiber der Kommission vorsicht,
werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten verwendet,
die in Anhang II angegeben sind.

Artikel 15

Diese Verordnung gilt
a) im Gebiet der Union, einschlieBlich ihres Luftraums,

b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt der
Mitgliedstaaten unterstehen,

c¢) fiir Personen, die die Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaats besit-
zen, innerhalb und auBlerhalb des Gebiets der Union,

d) fiir nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegriindete oder eingetra-
gene juristische Personen, Einrichtungen und Organisationen inner-
halb und auflerhalb des Gebiets der Union,

e) fiir alle juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen in
Bezug auf alle Geschifte, die ganz oder teilweise in der Union
getitigt werden.

Artikel 16
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt
der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel-
bar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG 1

Liste der natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen und
Organisationen nach Artikel 2
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ANHANG 11

Websites mit Informationen iiber die zustindigen Behérden und Anschrift
fiir Notifikationen an die Europiische Kommission

BELGIEN

https://diplomatie.belgium.be/nl/Beleid/beleidsthemas/vrede _en_veiligheid/
sancties

https://diplomatie.belgium.be/fr/politique/themes_politiques/paix_et_securite/
sanctions

https://diplomatie.belgium.be/en/policy/policy areas/peace and_security/sanctions

BULGARIEN
https://www.mfa.bg/en/101

TSCHECHISCHE REPUBLIK

www.financnianalytickyurad.cz/mezinarodni-sankce.html

DANEMARK
http://um.dk/da/Udenrigspolitik/folkeretten/sanktioner/

DEUTSCHLAND

http://www.bmwi.de/DE/Themen/
AuBenwirtschaft/aulenwirtschaftsrecht,did=404888.html

ESTLAND

http://www.vm.ee/est/kat 622/

IRLAND
http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id =28519

GRIECHENLAND

http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html

SPANIEN

http://www.exteriores.gob.es/Portal/en/PoliticaExteriorCooperacion/
GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Paginas/SancionesInternacionales.aspx

FRANKREICH

http://www.diplomatie.gouv.fr/ft/autorites-sanctions/

KROATIEN

http://www.mvep.hr/sankcije

ITALIEN

https://www.esteri.it/mae/it/politica_estera/politica_europea/misure_deroghe

ZYPERN

http://www.mfa.gov.cy/mfa/mfa2016.nsf/mfa35 en/mfa35 en?OpenDocument
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LETTLAND

http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539

LITAUEN

http://www.urm.lt/sanctions

LUXEMBURG

https://maee.gouvernement.lu/fr/directions-du-ministere/affaires-europeennes/
mesures-restrictives.html

UNGARN

http://www.kormany.hu/download/9/2a/f0000/
EU%20szankci%C3%B35%20t%C3%A 1j%C3%A9%oztat%C3%B3_20170214
final.pdf

MALTA

https://foreignaffairs.gov.mt/en/Government/SMB/Pages/
Sanctions-Monitoring-Board.aspx

NIEDERLANDE

https://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-sancties

OSTERREICH
http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f id=12750&LNG=en&version=

POLEN
https://www.gov.pl/web/dyplomacja

PORTUGAL

http://www.portugal.gov.pt/pt/ministerios/mne/quero-saber-mais/
sobre-o-ministerio/medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx

RUMANIEN

http://www.mae.ro/node/1548

SLOWENIEN

http://www.mzz.gov.si/si/omejevalni_ukrepi

SLOWAKEI

https://www.mzv.sk/europske zalezitosti/europske politiky-sankcie eu

FINNLAND
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet

SCHWEDEN

http://www.ud.se/sanktioner
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VEREINIGTES KONIGREICH
https://www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions
Anschrift fiir Notifikationen an die Europdische Kommission
Européische Kommission

Dienst fiir aulenpolitische Instrumente (FPI)

Biiro EEAS 07/99

B-1049 Briissel, Belgien

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu.



	Konsolidierter Text: Verordnung�(EU) 2017/1770 des Ratesvom 28. September 2017
	Geändert durch:

	Verordnung�(EU) 2017/1770 des Rates  vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali
	Artikel 1
	Artikel 2
	Artikel 3
	Artikel 4
	Artikel 5
	Artikel 6
	Artikel 7
	Artikel 8
	Artikel 9
	Artikel 10
	Artikel 11
	Artikel 12
	Artikel 13
	Artikel 14
	Artikel 15
	Artikel 16
	ANHANG I Liste der natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen nach Artikel 2
	ANHANG II Websites mit Informationen über die zuständigen Behörden und Anschrift für Notifikationen an die Europäische Kommission


